
 

Flüchtlingsrat NRW e.V. 

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 
 V.i.S.d.P.: Birgit Naujoks, Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum 

 

Schnellinfo 11/2023, 30.11.2023 
 

Inhalt

In eigener Sache 
▪ Seite 3: Online-Veranstaltungen des Flüchtlings-

rats NRW im Dezember 2023 
▪ Seite 3: Flüchtlingsrat NRW fordert gemeinsam 

mit dem BumF und weiteren Organisationen an-
gemessene Versorgung von UMF 

▪ Seite 3: Flüchtlingsrat NRW fordert mehr Rechte 
für Geduldete 

▪ Seite 3: Flüchtlingsrat NRW für eine menschen-
würdige Unterbringung Schutzsuchender 

▪ Seite 4: Flüchtlingsrat NRW verurteilt Abschie-
bungen in den Irak 

▪ Seite 4: Broschüre zu Kooperations- und Förder-
möglichkeiten für flüchtlingspolitische Veranstal-
tungen und Projekte 

▪ Seite 4: Referentin „Vernetzung Ehrenamt“ ge-
sucht 
 

Aus aktuellem Anlass 
▪ Seite 4: Aufenthaltserlaubnisse für Flüchtlinge 

aus der Ukraine bis März 2025 verlängert 
▪ Seite 5: Zivilgesellschaftliches Bündnis warnt vor 

Kriminalisierung von Seenotretterinnen 
 

Europa 
▪ Seite 5: Finnland schließt Grenzübergänge zu 

Russland  
▪ Seite 5: Britisches Oberstes Gericht erklärt Aus-

lagerung von Asylsuchenden nach Ruanda für 
rechtswidrig 

 
 
 
 

 
Deutschland 
▪ Seite 6: Beschlüsse des Migrationsgipfels 
▪ Seite 6: Landesflüchtlingsräte und Pro Asyl war-

nen vor Neuauflage des menschenfeindlichen 
EU-Türkei-Deals 

▪ Seite 7: Kabinettsbeschlüsse zur Migrationspoli-
tik 

▪ Seite 7: Expertinnenanhörung zur Einstufung Ge-
orgiens und der Republik Moldau als „sichere 
Herkunftsstaaten“ 

▪ Seite 8: Pro Asyl fordert Beschleunigung der Auf-
nahme von Afghaninnen 

▪ Seite 8: Verfassungsbeschwerde gegen Auswei-
tung des AZR 

▪ Seite 8: Bekanntgabe der Leistungssätze nach 
dem AsylbLG ab 2024 

▪ Seite 8: Neuregelungen in § 10 AufenthG 
▪ Seite 9: Etat für Integration und Migration im 

Bundeshaushalt 2024 
▪ Seite 9: Kleine Anfrage zu Abschiebungen nach 

Mauretanien 
▪ Seite 9: Kleine Anfrage zum Rückgriff auf das tür-

kische Informationssystem UYAP in Asylverfah-
ren 
 

NRW 
▪ Seite 10: Abschiebungsreporting NRW übt Kritik 

am „Rückführungsverbesserungsgesetz“ 
▪ Seite 10: Elftes Gesetz zur Änderung des FlüAG 

NRW 
 

 
 
 



Schnellinfo 11/2023 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 2 von 14 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

Rechtsprechung und Erlasse 
▪ Seite 10: BVerwG: Kein abgeleiteter Flüchtlings-

schutz für Familie von in Deutschland gebore-
nem Kind 

▪ Seite 10: Erlass NRW: Kirchenasyl in Dublin-Fäl-
len 

▪ Seite 11: Erlass NRW: Unzumutbarkeit der Be-
schaffung neuer afghanischer Reisepässe 

 
Zahlen und Statistik 
▪ Seite 11: Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Ok-

tober 2023 
▪ Seite 11: Kleine Anfrage zu Dublin-Verfahren 

2023 
 

Materialien 
▪ Seite 12: Bedeutung institutioneller Rahmenbe-

dingungen für die Arbeitsmarktintegration von 
Flüchtlingen 

▪ Seite 12: Umfrageergebnisse zur kommunalen 
Unterbringung 

▪ Seite 12: Kurzstudie zu Möglichkeiten der Auf-
enthaltssicherung nach ablehnender Asylent-
scheidung 

▪ Seite 13: Positionspapier zur Weiterentwicklung 
des Staatsangehörigkeitsrechts 

▪ Seite 13: Merkblatt für die Kirchenasyl-Bewe-
gung 

 
Termine

 
 

 
  



Schnellinfo 11/2023 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 3 von 14 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Dezember 2023 
Im Dezember bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen: 
 
Online-Seminar: „Argumentieren gegen Stammtisch-
parolen“, Dienstag, 05.12.2023, 17:00 – 20:00 Uhr 
 
Online-AG: „Umgang mit Ausländerbehörden“, Don-
nerstag, 07.12.2023, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-Veranstaltung: „(Politische) Öffentlichkeitsar-
beit für Ehrenamtliche“, Montag, 11.12.2023, 17:30 
– 19:00 Uhr 
 
Online-Austausch: „Möglichkeiten der Aufenthaltssi-
cherung für Geduldete“, Dienstag, 12.12.2023, 17:00 
– 18:30 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats NRW 
entnommen werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW fordert gemeinsam mit dem 
BumF und weiteren Organisationen angemessene 
Versorgung von UMF 
Der Flüchtlingsrat NRW hat gemeinsam mit dem 
Bundesfachverband unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge (BumF) sowie weiteren Landesflücht-
lingsräten und Organisationen am 21.11.2023 ein 
Forderungspapier veröffentlicht, in dem aufgezeigt 
wird, dass die Unterbringung und Versorgung unbe-
gleiteter geflüchteter Kinder und Jugendlicher in 
Deutschland von schwerwiegenden Rechtsverletzun-
gen geprägt ist. So werden viele unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge (UMF) in der Ankommens-
phase aufgrund der langwierigen Prüfung der örtli-
chen Zuständigkeit in „Notstrukturen“ belassen, was 
dazu führt, dass ihre jugendhilferechtlichen oder 
psychischen Bedarfe nicht geprüft, sie nur rudimen-
tär betreut und nicht für die Schule angemeldet wer-
den. Insgesamt senken aktuell viele Bundesländer 
wegen des massiven Einrichtungs- und Personalman-
gels die im SGB VIII festgelegten Standards. So wer-
den UMF ohne angemessene Betreuung und Pri-
vatsphäre teilweise in Gemeinschaftsunterkünften 

und Turnhallen untergebracht. Durch die Überlas-
tung von Vormundschaftsstrukturen kommt es au-
ßerdem zu schwerwiegenden Versäumnissen, insbe-
sondere in Bezug auf asyl- und aufenthaltsrechtliche 
Fragen. Die Organisationen bemängeln darüber hin-
aus, dass die Prüfung der Minderjährigkeit während 
der Inobhutnahme von fehlenden Standards und 
Rechtsschutzmechanismen geprägt ist. Sie fordern 
die Bundesregierung, die Bundesländer und die 
Kommunen dazu auf, dafür zu sorgen, dass diese 
und weitere Rechtsverletzungen geflüchteter Kinder 
und Jugendlicher in Zukunft unterbunden werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW fordert mehr Rechte für Gedul-
dete  
Anlässlich des Internationalen Tags der Toleranz hat 
der Flüchtlingsrat NRW in einer Pressemitteilung 
vom 16.11.2023 ein Ende der Marginalisierung und 
Ausgrenzung von Geduldeten gefordert. Schutzsu-
chende mit einer Duldung leben nicht nur in aufent-
haltsrechtlicher Unsicherheit, sondern unterliegen 
darüber hinaus verschiedenen (sozial)rechtlichen 
Restriktionen, beispielsweise im Bereich des Leis-
tungsbezugs, der Gesundheitsversorgung sowie 
beim Zugang zu Wohnraum und Arbeit. Ein wichtiges 
Bekenntnis zu Toleranz stellt in NRW das am 
01.01.2022 in Kraft getretene reformierte Teilhabe- 
und Integrationsgesetz (TIntG) dar, welches jedoch 
auch in den staatlichen Strukturen und Organen um-
gesetzt werden muss. Birgit Naujoks, Geschäftsfüh-
rerin des Flüchtlingsrats NRW, spricht sich dafür aus, 
dem Ausschluss und der Ausgrenzung von Gedulde-
ten ein Ende zu setzen: „Die nordrhein-westfälische 
Landesregierung muss dem allgemeinen Abschie-
bungswahn aktiv entgegentreten und stattdessen die 
Möglichkeiten für Geduldete, ein Bleiberecht zu er-
langen, fördern.“ 
 
Flüchtlingsrat NRW für eine menschenwürdige Un-
terbringung Schutzsuchender  
Der Flüchtlingsrat NRW, die Landesarbeitsgemein-
schaft Freie Wohlfahrtspflege NRW und die Koopera-
tionspartner der Flüchtlingsberatung in NRW haben 
am 15.11.2023 in Düsseldorf eine Landespressekon-
ferenz zur Unterbringung Schutzsuchender in NRW 
abgehalten. Über die Pressekonferenz berichtete u. 
a. die Süddeutsche Zeitung in einem Artikel vom 

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/20231121_Forderungspapier_Stopp_von_Rechtsverletzungen_bei_unbegleiteten_gefluechteten_Kindern_und_Jugendlichen_.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20231116_PM_Tag_der_Toleranz.pdf
https://www.sueddeutsche.de/politik/migration-duesseldorf-kritik-an-zustaenden-in-landesunterkuenften-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-231115-99-953956
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15.11.2023. Daraus geht hervor, dass die Organisati-
onen die Landesregierung dazu auffordern, grundle-
gende Standards zur Unterbringung und Versorgung 
von Schutzsuchenden einzuhalten. Birgit Naujoks, 
Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW, habe 
sich dahingehend geäußert, dass sie den von NRWs 
Flüchtlingsministerin Josefine Paul eingeschlagenen 
Weg der längeren Verweildauer in den Landesein-
richtungen zur Entlastung der Kommunen für falsch 
hält. Vielmehr sei eine schnelle Zuweisung in die 
Kommunen, u. a. aufgrund der dort vorhandenen 
Angebote und des Kontakts zur Aufnahmegesell-
schaft, wünschenswert. Im Anschluss an die Presse-
konferenz haben die Organisationen eine Pressemit-
teilung veröffentlicht, in der sie ihre Forderungen 
bekräftigen. Kurzfristig erwarten sie, dass rechtliche 
Vorgaben in der Landesunterbringung eingehalten 
werden. Darunter fallen auch einheitliche Standards 
insbesondere hinsichtlich Gewaltschutz, Gesund-
heitsversorgung und Kinderrechte sowie die Sicher-
stellung der unabhängigen Beratungsangebote in al-
len Unterkünften des Landes NRW. Mittelfristig spre-
chen sich die Organisationen für ein integriertes 
Konzept, wie es im Koalitionsvertrag für NRW festge-
legt wurde, zur menschenwürdigen und auf Integra-
tion ausgerichteten Unterbringung, Versorgung und 
Teilhabe schutzsuchender Menschen auf Landes- 
und kommunaler Ebene aus. Birgit Naujoks betonte: 
„Die Aufnahmeeinrichtungen dienen dem Ankommen 
und dem Asylverfahren. Dafür brauchen wir in NRW 
kleinere Unterbringungseinrichtungen mit Verweil-
dauern von wenigen Wochen, Angebote zur Orientie-
rung und Bildung, qualifizierte unabhängige Bera-
tung und abgestimmte Prozesse zum Asylverfahren 
mit dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge. 
Stattdessen herrschen Überfüllung, Unruhe, Angst – 
zumal aus diesen „Orten des Ankommens“ auch ver-
mehrt Abschiebungen erfolgen“. Bereits am 
05.11.2023 hatte Naujoks in einem Beitrag in der 
„Aktuellen Stunde“ im WDR die in nordrhein-westfä-

lischen Kommunen wieder zunehmende Unterbrin-
gung von Flüchtlingen in Notunterkünften wie Turn-
hallen kritisiert. Durch die Unterbringungsbedingun-
gen, z. B. die enge Belegung der Zimmer, werde u. a. 
das Rückzugs- und Sicherheitsbedürfnis der oftmals 
traumatisierten Schutzsuchenden missachtet. 
 
Flüchtlingsrat NRW verurteilt Abschiebungen in den 
Irak  
In einem Artikel in der NRZ vom 11.11.2023 verur-
teilt Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des Flücht-
lingsrats NRW, die vermehrten Abschiebungsbemü-
hungen in den Irak. Diese seien in Anbetracht der 
dortigen Menschenrechtslage nicht hinnehmbar. Das 
gilt laut Naujoks umso mehr für Abschiebungen von 
Jesidinnen, „an denen im Irak ein Genozid verübt 
wurde“. 
 
Broschüre zu Kooperations- und Fördermöglichkei-
ten für flüchtlingspolitische Veranstaltungen und 
Projekte 
Der Flüchtlingsrat NRW hat die aktualisierte Version 
(Stand: November 2023) seiner Broschüre zu Koope-
rations- und Fördermöglichkeiten für flüchtlingspoli-
tische Veranstaltungen und Projekte veröffentlicht. 
Schwerpunktmäßig werden in der Broschüre Förder-
möglichkeiten vorgestellt, mit denen kleinere Pro-
jekte, wie z. B. Vortragsveranstaltungen oder Kon-
gresse unterstützt werden können, aber auch grö-
ßere Projekte, bei denen z. B. eine Stelle über eine 
Fördermittelgeberin (teil-)finanziert werden soll. 
 
Referentin „Vernetzung Ehrenamt“ gesucht 
Ab 01.01.2024 ist beim Flüchtlingsrat NRW die Stelle 
einer Referentin „Vernetzung Ehrenamt“ zu beset-
zen. Die Aufgaben und Voraussetzungen sind der 
Stellenausschreibung zu entnehmen. Es handelt sich 
um eine Teilzeitstelle. Bitte senden Sie Ihre Kurzbe-
werbung (Anschreiben und Lebenslauf) nur per E-
Mail bis zum 10.12.2023 an die Adresse nau-
joks@frnrw.de. 

 Aus aktuellem Anlass 

Aufenthaltserlaubnisse für Flüchtlinge aus der Uk-
raine bis März 2025 verlängert 
Wie einer Pressemitteilung des Bundesministeriums 
des Innern und für Heimat (BMI) vom 24.11.2023 zu 
entnehmen ist, hat dieses durch Rechtsverordnung 

festgelegt, dass gemäß § 24 Absatz 1 AufenthG er-
teilte und ab dem 01.02.2024 noch gültige Aufent-
haltserlaubnisse zum vorübergehenden Schutz für 
Kriegsflüchtlinge aus der Ukraine automatisch bis 
zum 04.03.2025 fortgelten. Dieser Rechtsverordnung 
habe der Bundesrat am 24.11.2023 zugestimmt. Die 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20231115_Pressemitteilung_Menschen_wuerdig_unterbringen.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20231115_Pressemitteilung_Menschen_wuerdig_unterbringen.pdf
https://www1.wdr.de/fernsehen/aktuelle-stunde/alle-videos/ueberlastete-kommunen-alternative-fluechtlingsunterkuenfte-100.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-zu-abschiebungen-in-den-irak-1.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Foerderbroschuere_FR_NRW_11_2023.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Stellenanzeigen/202311_Stellenausschreibung_Referentin_Ehrenamt.pdf
mailto:naujoks@frnrw.de
mailto:naujoks@frnrw.de
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2023/11/ukraine-verordnung.html
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Betroffenen müssen damit keinen Antrag auf Verlän-
gerung des Aufenthaltsstatus stellen und es sind 
keine damit verbundenen Termine bei den Auslän-
derbehörden notwendig. Grundlage für die weitere 
Verlängerung des vorübergehenden Schutzes ist ein 
Beschluss der EU-Mitgliedstaaten Ende September 
2023. 

 
Zivilgesellschaftliches Bündnis warnt vor Kriminali-
sierung von Seenotretterinnen 
Im Rahmen einer gemeinsamen Stellungnahmen 
vom 21.11.2023 haben SOS Humanity, der Flücht-
lingsrat NRW, Pro Asyl und weitere Menschenrechts- 
und Seenotrettungsorganisationen vor geplanten 
Änderungen im Entwurf des „Rückführungsverbesse-
rungsgesetzes“ gewarnt, die dem Bundeskabinett 
vom Bundesministerium des Innern und für Heimat 
(BMI) vorgelegt wurden. Dadurch könnten zukünftig 
die Seenotrettung sowie andere Formen humanitä-
rer Hilfe auf den Fluchtwegen mit Freiheitsstrafen 

von bis zu zehn Jahren geahndet werden. Das Prob-
lem liege in der Formulierungshilfe für einen Ände-
rungsantrag der Fraktionen von SPD, Grünen und 
FDP zum Gesetzentwurf, und zwar im Änderungsvor-
schlag des § 96 Absatz 4 im AufenthG, der das Ein-
schleusen in ein anderes EU-Land regelt. Laut Orga-
nisationen könnte die vorgeschlagene Änderung eine 
rechtliche Grundlage schaffen, um humanitäre Ar-
beit einzuschränken und Seenotrettung zu kriminali-
sieren. Eine Kriminalisierung stehe jedoch nicht im 
Einklang mit dem Völkerrecht und widerspreche au-
ßerdem der im Koalitionsvertrag hervorgehobenen 
„zivilisatorische[n] und rechtliche[n] Verpflichtung, 
Menschen nicht ertrinken zu lassen“ ebenso wie der 
dort formulierten Ankündigung, zivile Seenotrettung 
nicht behindern zu wollen (Koalitionsvertrag, S. 
142). Daher fordern die Organisationen das BMI auf, 
die Ausweitung des § 96 AufenthG zurückzunehmen 
und stattdessen eine Klausel in das Gesetz aufzuneh-
men, die Sanktionen gegen humanitäre Hilfe aus-
schließt (wie in Art. 1 Abs. 2 der Schleusungs-Bei-
hilfe-Richtlinie vorgesehen). 

Europa 

Finnland schließt Grenzübergänge zu Russland  
Der Spiegel berichtete in einem Artikel vom 
24.11.2023, dass in den letzten Wochen über 600 
Flüchtlinge u. a. aus dem Jemen, Syrien, Afghanistan 
und Somalia über Russland nach Finnland eingereist 
seien, um dort Asyl zu beantragen. Die finnische Re-
gierung habe daraufhin bereits vier Grenzübergänge 
in der Nähe von St. Petersburg geschlossen. Wie die 
finnische Außenministerin Elina Valtonen gegenüber 
der Nachrichtenagentur „Associated Press“ geäußert 
habe, würden der finnischen Regierung Beweise da-
für vorliegen, dass die russischen Grenzbehörden 
nicht nur Menschen ohne ordnungsgemäße Papiere 
an die finnische Grenze lassen, sondern ihnen jetzt 
auch aktiv dabei helfen würden, in die Grenzzone zu 
gelangen. Im Artikel wird die Vermutung aufgestellt, 
dass Russland Finnland so für den Nato-Beitritt im Ap-
ril 2023 bestrafen wolle. In der Nacht zum 25.11.2023 
wolle Finnland nun drei der noch verbleibenden vier 
Grenzübergänge an der 1.340 Kilometer langen 
Grenze zu Russland schließen, lediglich der nörd-
lichste Grenzübergang solle geöffnet bleiben. Am 
28.11.2023 berichtete die Tagesschau, dass Finnland 

auch diesen Übergang für zunächst zwei Wochen ge-
schlossen habe.  
 
Britisches Oberstes Gericht erklärt Auslagerung von 
Asylsuchenden nach Ruanda für rechtswidrig 
Am 17.11.2023 berichtete die Welt, dass das Oberste 
Gericht in London die Pläne der britischen Regierung, 
Flüchtlinge für die Bearbeitung ihrer Asylanträge nach 
Ruanda zu bringen, für rechtswidrig erklärt und damit 
eine Entscheidung des Berufungsgerichts vom Juni 
2023 bestätigt habe. Es bestehe die Gefahr, dass Asyl-
suchende in Ruanda kein faires Verfahren erhalten. 
Das Gericht habe sich bei seinem Urteil u. a. auf Er-
fahrungsberichte des UNHCR gestützt. Laut der Nach-
richtenagentur PA habe Premierminister Rishi Sunak 
geäußert, dass es nicht das erhoffte Urteil sei, die Re-
gierung habe jedoch für „alle Eventualitäten“ geplant. 
Im Artikel wird angemerkt, dass der Gerichtsbe-
schluss in der konservativen Regierungspartei erneut 
Forderungen nach einem Austritt aus der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention auslösen könne. 

 

 

https://www.frnrw.de/top/gemeinsame-stellungnahme-gegen-die-kriminalisierung-von-seenotrettung.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/kabinettsfassung/MII1/ge-verbesserung-rueckfuehrung.pdf;jsessionid=EEA27674C4E46B5579D83EE74F89AE58.live871?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/gesetzgebungsverfahren/DE/Downloads/sonstige-downloads/formulierungshilfen/rueckverbge.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/974430/1990812/1f422c60505b6a88f8f3b3b5b8720bd4/2021-12-10-koav2021-data.pdf?download=1
https://www.msn.com/de-de/nachrichten/politik/finnland-grenze-zu-russland-soll-wegen-migration-aus-drittstaaten-geschlossen-werden/ar-AA1knxgh?ocid=socialshare
https://www.tagesschau.de/ausland/europa/finnland-grenze-russland-102.html
https://www.welt.de/politik/ausland/article248546490/Grossbritannien-darf-Asylsuchende-nicht-nach-Ruanda-abschieben.html
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Deutschland 

Beschlüsse des Migrationsgipfels  
Wie einer Pressemitteilung des Bundesinnenministe-
riums (BMI) vom 07.11.2023 zu entnehmen ist, ist 
Bundeskanzler Olaf Scholz gemeinsam mit Bundesin-
nenministerin Nancy Faeser und weiteren Kabinetts-
mitgliedern am 06.11.2023 mit den Regierungschefin-
nen der Länder zu Beratungen im Kanzleramt zusam-
mengekommen. Dabei haben sich die Bund-Länder-
Vertreterinnen in Fragen zur aktuellen Migrationspo-
litik auf einen gemeinsamen Beschluss verständigen 
können. Diesem ist zu entnehmen, dass eine Einigung 
u. a. über eine solidarische Kostentragung von Bund, 
Ländern und Kommunen, schnellere Asylverfahren 
und Abschiebungen, die Einführung einer bundeswei-
ten Bezahlkarte, den längeren Bezug von Grundleis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 
(AsylbLG) sowie eine schnellere Arbeitsaufnahme von 
Flüchtlingen erzielt wurde. Mit Pressemitteilung vom 
07.11.2023 kritisierte Pro Asyl die Beschlüsse des 
Migrationsgipfels. Grundleistungen nach dem 
AsylbLG verwehrten Schutzsuchenden beispielsweise 
eine angemessene Gesundheitsversorgung, die ge-
rade für im Herkunftsland oder auf der Flucht trauma-
tisierte Menschen von großer Bedeutung sei. Durch 
einen verlängerten Ausschluss von Analogleistungen 
hätten Menschen zudem keinen Zugang zu Maßnah-
men zur Vorbereitung und Eingliederung in den Ar-
beitsmarkt und auch die Stellenfindung würde 
dadurch behindert. „Wenn die Bundesregierung es 
mit der Arbeitsmarktintegration ernst meint, dann 
sind diese Kürzungen der falsche Weg. Stattdessen 
müssen alle Arbeitsverbote aufgehoben und die un-
terstützenden Maßnahmen ausgeweitet werden“, 
sagt Tareq Alaows, flüchtlingspolitischer Sprecher 
von Pro Asyl. Auch in der Vergangenheit hätten eine 
Kürzung der Sozialleistungen und der Umstieg auf 
mehr Sachleistungen die Probleme der Kommunen 
nicht lösen können. Das Sozialleistungssystem sei laut 
wissenschaftlicher Untersuchungen bei der Entschei-
dung für den Zielort der Flucht kein relevantes Krite-
rium, entscheidungserheblich seien vielmehr etwa 
das Vorhandensein von Rechtsstaatlichkeit, Freundin-
nen und Familie oder die Arbeitsmarktbedingungen. 
Die geplante Auslagerung von Asylverfahren kriti-
sierte Pro Asyl aufs Schärfste. Laut Alaows sei es „ab-
solut realitätsfern, dass solche Deals wirksam und vor 
allem menschenrechtskonform umgesetzt werden“ 
könnten. Auch Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des 

Flüchtlingsrats NRW, übte im Tagesgespräch auf WDR 
5 vom 07.11.2023 Kritik an den Beschlüssen von Bund 
und Ländern. Diese würden lediglich auf Abschottung 
und Ausgrenzung abzielen und zum Teil gravierenden 
(menschen)rechtlichen Bedenken unterliegen. Bei-
spielsweise würden die geplanten Verschärfungen bei 
den Sozialleistungen nicht nur auf einer faktisch wi-
derlegten Pull-Faktor-Theorie beruhen, sondern auch 
den 2012 vom Bundesverfassungsgericht aufgestell-
ten Grundsatz verletzen, dass migrationspolitische 
Kalküle die Gewährung des Existenzminimums nicht 
untergraben dürfen. In einem Beitrag auf wdr.de vom 
07.11.2023 kritisierte Naujoks zudem die beschlos-
sene Einführung einer Bezahlkarte, die „eine Rück-
kehr zum entwürdigenden Sachleistungsprinzip“ dar-
stelle, welches u. a. mit einem hohen Verwaltungs-
aufwand einhergehe und von den Kommunen in NRW 
bereits vor Jahren abgeschafft worden sei. Im Inter-
view mit n-tv vom 07.11.2023 mahnte Naujoks, dass 
die Beschlüsse der Vertreterinnen von Bund und Län-
dern lediglich Scheinlösungen seien, die nur zu einer 
Verschlechterung der Situation von Schutzsuchenden 
in Deutschland führen würden. Stattdessen forderte 
sie u. a. Maßnahmen für mehr Teilhabe, z. B. durch 
einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt, und An-
sätze für eine angemessene Unterbringung von 
Flüchtlingen, etwa durch eine Ausweitung des sozia-
len Wohnungsbaus. 
 
Landesflüchtlingsräte und Pro Asyl warnen vor Neu-
auflage des menschenfeindlichen EU-Türkei-Deals 
In Reaktion auf das für den 17.11.2023 angekündigte 
Treffen zwischen dem türkischen Präsidenten 
Erdoğan und Bundeskanzler Olaf Scholz in Berlin hat 
der Flüchtlingsrat NRW gemeinsam mit den anderen 
Flüchtlingsräten der Bundesländer und Pro Asyl im 
Rahmen einer Pressemitteilung vom 16.11.2023 vor 
einer Neuauflage des menschenfeindlichen EU-Tür-
kei-Deals gewarnt und eine menschenrechtsbasierte 
Außenpolitik gegenüber der Türkei gefordert. Dass 
die Bundesregierung laut Beschluss von Kanzler und 
Ministerpräsidentinnen im Rahmen des Migrations-
gipfels am 06.11.2023 „die wirksame Fortsetzung 
und Umsetzung des EU-Türkei-Abkommens weiter-
hin unterstützen” will, kritisieren die Organisationen 
scharf, da für Schutzsuchende die Konsequenzen des 
Deals fatal sind. So werden Flüchtlinge in der Türkei 
festgesetzt und immer wieder rechtswidrig und mit 

https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2023/11/mpk-beschluss.html
https://www.bundesregierung.de/resource/blob/975226/2235232/697bfb257d9c4f697938a53c08b18812/2023-11-07-mpk-fluechtlingspolitik-data.pdf?download=1
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-ist-entsetzt-ueber-die-beschluesse-der-ministerpraesidentenkonferenz/
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-zu-beschluessen-des-bund-laender-gipfels.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/migrationsgipfel-fluechtlingsrat-nrw-fordert-konstruktive-loesungen.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-uebt-kritik-an-beschluessen-von-bund-und-laendern.html
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-uebt-kritik-an-beschluessen-von-bund-und-laendern.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20231116_Gemeinsame_PM_Erdogan_in_Deutschland.pdf


Schnellinfo 11/2023 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 7 von 14 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

Gewalt über die Grenze zurück in die Kriegsgebiete 
nach Nordsyrien gezwungen oder an ihre Verfolge-
rinnen im Iran oder Afghanistan ausgeliefert. In den 
EU-finanzierten Flüchtlingslagern auf den griechi-
schen Inseln werden Schutzsuchende ihrer Rechte 
beraubt und physisch und psychisch verletzt. Die sich 
in der Türkei verschärfende Menschenrechtslage 
zwingt auch immer mehr türkische Staatsbürgerin-
nen zur Flucht. So ist die Türkei nach Syrien aktuell 
das Hauptherkunftsland von Schutzsuchenden in 
Deutschland (bis Oktober 2023 über 45.000 Asylan-
träge). Da die Schutzquote von Asylantragstellenden 
aus der Türkei aktuell bei nur 19 % liegt, fordern die 
Landesflüchtlingsräte und Pro Asyl eine umfängliche 
Überarbeitung der BAMF-Entscheidungspraxis zur 
Türkei. 
 
Kabinettsbeschlüsse zur Migrationspolitik  
Einer Mitteilung der Bundesregierung vom 
01.11.2023 ist zu entnehmen, dass im Rahmen der 
Kabinettssitzung am gleichen Tag ein Maßnahmenpa-
ket zur Migration beschlossen worden ist, welches 
Maßnahmen zur Bekämpfung von Schleuserinnenkri-
minalität, zur Verbesserung der Arbeitsmarktintegra-
tion von Asylbewerberinnen „mit Bleibeperspektive“, 
zur Optimierung des Datenaustauschs zwischen Be-
hörden und zur Anpassung von Aufenthaltserlaubnis-
sen beinhalte. Im Bereich Arbeitsmarktintegration 
sollen Arbeitsverbote für Asylbewerberinnen in Erst-
aufnahmeeinrichtungen von neun auf sechs Monate 
verkürzt werden. Ausschlussgründe wie etwa für 
Staatsangehörige aus als sicher geltenden Herkunfts-
staaten sollen jedoch bestehen bleiben. Zudem solle 
das Ermessen der Ausländerbehörden bei der Ertei-
lung von Beschäftigungserlaubnissen zukünftig enger 
gefasst werden, um so eine bundeseinheitliche Praxis 
sicherzustellen zu können. Eine Beschäftigungser-
laubnis ist nach den Plänen ausgeschlossen, wenn 
konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
bevorstehen. Der digitale Datenaustausch zwischen 
Ausländer- und Leistungsbehörden soll verbessert 
und die Behörden durch die Digitalisierungsmaßnah-
men entlastet werden. Im Vorfeld der Sitzung hatte 
Pro Asyl in einer Pressemitteilung vom 01.11.2023 
die geplanten Verbesserungen für den Arbeitsmarkt-
zugang von Asylsuchenden in Deutschland grundsätz-
lich begrüßt, jedoch stellte Tareq Alaows, flüchtlings-
politischer Sprecher der Organisation, fest, dass 
„kleine vermeintliche Verbesserungen beim Zugang 
zum Arbeitsmarkt“ nicht ausreichend seien und „Ar-

beitsverbote vollständig abgeschafft“ werden müss-
ten. Pro Asyl spricht sich dafür aus, dass jede Person, 
die geduldet ist und eine Beschäftigung findet, unab-
hängig von Wochenarbeitsstunden oder Vordul-
dungszeiten eine Aufenthaltserlaubnis bekommen 
sollte. In einer Stellungnahme vom 08.11.2023, die 
im Rahmen der bundesweiten Arbeitsgemeinschaft 
Aufenthaltsverfestigung der WIR-Netzwerke entstan-
den ist, werden Empfehlungen zur Abschaffung von 
Arbeitsverboten im Asyl- und Aufenthaltsrecht sowie 
zur Verbesserung der Arbeitsmarktteilhabe von Asyl-
suchenden und Personen mit einer Duldung gegeben. 
Die Autorinnen betonen die Bedeutung der Arbeits-
marktintegration, um Potenziale zur Deckung des Ar-
beits- und Fachkräftebedarfs zu nutzen und die Ab-
hängigkeit Schutzsuchender von Sozialleistungen zu 
reduzieren. Sie kritisieren bestehende Arbeitsverbote 
und komplizierte Verfahren, die unnötigen Verwal-
tungsaufwand verursachen würden. 
 
Expertinnenanhörung zur Einstufung Georgiens und 
der Republik Moldau als „sichere Herkunftsstaaten“ 
Wie dem Bericht zur öffentlichen Expertinnen-Anhö-
rung des Ausschusses für Inneres und Heimat vom 
06.11.2023 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zur Einstufung Georgiens und der Republik Moldau 
als asylrechtlich „sichere Herkunftsstaaten“ und zu ei-
nem Gesetzentwurf (Drucksache: 20/7251) sowie ei-
nem Entschließungsantrag (Drucksache: 20/8785) der 
CDU/CSU-Fraktion zur Erweiterung der Liste der „si-
cheren Herkunftsländer“ um die Maghreb-Staaten Al-
gerien, Marokko und Tunesien zu entnehmen ist, stie-
ßen die Vorhaben insbesondere auf kommunaler 
Ebene auf große Zustimmung. So unterstützte Miriam 
Marnich vom Deutschen Städte- und Gemeindebund 
(Ausschussdrucksache: 20(4)E325 E) die Ausweitung 
der „sicheren Herkunftsstaaten“ auch auf Algerien, 
Marokko und Tunesien und betonte die Notwendig-
keit, Fluchtmigration auf tatsächlich Schutzbedürftige 
zu beschränken. Andere Expertinnen lehnten die Vor-
haben teilweise oder vollständig ab. So äußerte bei-
spielsweise Karl Jüsten vom Rat der Evangelischen Kir-
che (Ausschussdrucksache: 20(4)325 D) unter Beru-
fung auf die Allgemeine Erklärung der Menschen-
rechte grundsätzliche Skepsis gegenüber dem Kon-
zept „sicherer Herkunftsstaaten“. Christoph Tomet-
ten vom Deutschen Anwaltverein (Ausschussdruck-
sache: 20(4)286) äußerte verfassungs- und unions-
rechtliche Bedenken gegen die Einstufung von Geor-
gien und Moldau als sicher.  
 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/migration-und-integration/massnahmenpaket-migration-2234114
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/vor-kabinettsbeschluss-fordert-pro-asyl-arbeitsverbote-fuer-gefluechtete-vollstaendig-abschaffen/
https://arbeitsmarktzugang.de/wp-content/uploads/2023/11/WIR_Stellungnahme_Arbeitsverbote_final_09-11-2023.pdf
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw45-pa-inneres-herkunftsstaaten-975106
https://www.bundestag.de/resource/blob/975072/ca3de48c823d7d78ff05f1d292044d1b/20-4-325-E.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/975070/6b62571012fada2556645308ca27ecdc/20-4-325-D.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974270/26b6ac4389e27419489f94230e0696b6/20-4-286.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/974270/26b6ac4389e27419489f94230e0696b6/20-4-286.pdf
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Pro Asyl fordert Beschleunigung der Aufnahme von 
Afghaninnen  
Vor dem Hintergrund der von der pakistanischen Re-
gierung angekündigten Abschiebungsoffensive, durch 
die 1,7 Millionen schutzsuchende Afghaninnen außer 
Land gebracht werden sollen, fordert Pro Asyl die 
Bundesregierung in einer Pressemitteilung vom 
04.11.2023 dazu auf, bedrohten Afghaninnen wie ver-
sprochen in Deutschland Schutz zu gewähren und 
dringend Maßnahmen zur Beschleunigung der Auf-
nahmeverfahren einzuleiten. Dr. Alema, Afghanistan-
Referentin der Organisation, kritisierte: „Viele Men-
schen mussten für die Aufnahmeverfahren Deutsch-
lands und anderer Länder nach Pakistan fliehen. Dort 
waren sie nie sicher, nun hat sich ihre Lage noch ver-
schärft...Jeder Tag des Wartens kostet Menschenle-
ben.“ Bereits Ende Oktober sind laut Pro Asyl mehr als 
140.000 Afghaninnen aus Pakistan in die Hände der 
Taliban abgeschoben worden. In Pakistan aufhältige 
Afghaninnen hätten Pro Asyl zudem davon berichtet, 
dass sie bei Polizeikontrollen erpresst würden, 
Schmiergeld zu zahlen, weil man ihnen sonst ihre pa-
kistanischen Visa zerreißen würde, die nur in Papier-
form ausgestellt werden. Es seien selbst Personen mit 
gültigen pakistanischen Aufenthaltspapieren in die 
eingerichteten Abschiebezentren gebracht worden. 
Pro Asyl fordert u. a., schnellstmöglich das Personal in 
den deutschen Auslandsvertretungen aufzustocken 
sowie die Verwaltungsverfahren zu beschleunigen, 
damit die über 14.000 Afghaninnen, die seit mehr als 
einem Jahr in Afghanistan, Pakistan und Iran mit einer 
Aufnahmezusage feststecken, endlich nach Deutsch-
land einreisen können.  
 
Verfassungsbeschwerde gegen Ausweitung des AZR 
Wie einer Pressemitteilung der Gesellschaft für Frei-
heitsrechte (GFF) vom 31.10.2023 zu entnehmen ist, 
unterstützt diese gemeinsam mit Pro Asyl und dem 
Lesben- und Schwulenverband Deutschland (LSVD) 
die von elf Flüchtlingen erhobene Verfassungsbe-
schwerde gegen eine im November 2022 in Kraft ge-
tretene Änderung des Gesetzes über das Ausländer-
zentralregister (AZR), durch die die Speicherung von 
Asylbescheiden und Gerichtsentscheidungen im Voll-
text, inklusive hochpersönlicher Informationen, etwa 
zur individuellen Verfolgung, politischen Überzeu-
gung oder sexuellen Orientierung, im AZR vorgese-
hen worden sei. Über 16.000 öffentliche Stellen, da-
runter Polizei, Geheimdienste, Jobcenter und Ge-
richte, könnten auf die Daten im AZR zugreifen. Die 

Organisationen argumentieren, dass diese Speiche-
rung grundlegende verfassungsrechtliche und euro-
parechtliche Datenschutzstandards verletze. Die Da-
ten können von staatlichen Behörden für verschie-
dene Zwecke genutzt werden, auch außerhalb der 
Migrationsverwaltung, was die Organisationen als 
Verstoß gegen den Grundsatz der Zweckbindung an-
sehen. Die GFF hat im Rahmen einer Studie aus dem 
Jahr 2022 die grundrechtlichen Aspekte des AZR ge-
prüft und aufgezeigt, wo gesetzliche Grundlagen ge-
gen Datenschutzstandards verstoßen. Die umfang-
reiche Datensammlung im AZR berge Missbrauchsri-
siken, von übermäßigem Datenzugriff bis hin zur Ge-
fährdung von Betroffenen durch Weitergabe ihrer 
Daten an Dritte.  
 
Bekanntgabe der Leistungssätze nach dem AsylbLG 
ab 2024  
Im Bundesgesetzblatt Teil I Nr. 288 vom 27.10.2023 
ist die vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales 
festgelegte Höhe der Leistungssätze nach § 3a Absatz 
4 des Asylbewerberleistungsgesetzes ab dem 
01.01.2024 bekanntgemacht worden.  
 
Neuregelungen in § 10 AufenthG 
Bei der 60. Sitzung des Ausschusses für Inneres und 
Heimat am 15.11.2023 wurden im Rahmen eines Än-
derungsantrags der Regierungsparteien zum Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundesvertriebe-
nengesetzes (Drucksache: 20/8537) auch Anpassun-
gen in § 10 AufenthG vorgenommen. Insbesondere 
soll dadurch die Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis 
gemäß §§ 18a/b AufenthG an Fachkräfte mit Berufs-
ausbildung bzw. akademischer Ausbildung zur Aus-
übung jeder qualifizierten Beschäftigung, während 
des Asylverfahrens und nach Ablehnung eines Asylan-
trags ausgeschlossen werden, außer mit Zustimmung 
der obersten Landesbehörden und bei wichtigen In-
teressen der Bundesrepublik (Änderung § 10 Abs. 1 
AufenthG). Bei Rücknahme des Asylantrags soll ein 
entsprechender Aufenthaltstitel nur dann erteilt wer-
den, wenn die Ausländerin vor dem 29.03.2023 ein-
gereist ist (§ 10 Abs. 3). Außerdem soll Artikel 3 Satz 
2 des Gesetzes über Duldung bei Ausbildung und Be-
schäftigung vom 08.07.2019 (BGBl. I S. 1021), nach 
dem § 60d AufenthG (Beschäftigungsduldung) am 
31.12.2023 außer Kraft getreten wäre, aufgehoben 
werden. 
 
 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/katastrophale-lage-fuer-afghanische-fluechtlinge-in-pakistan-bundesregierung-muss-ihrer-verantwortung-nachkommen/
https://freiheitsrechte.org/ueber-die-gff/presse/pressemitteilungen-der-gesellschaft-fur-freiheitsrechte/verfassungsbeschwerde-gegen-erweitertes-azr
https://freiheitsrechte.org/uploads/publications/Digital/Gutachten-AZRG-Gesellschaft-fuer-Freiheitsrechte-2022-Auslaenderzentralregister-Freiheit-im-Digitalen.pdf
https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/288/VO.html
https://www.bundestag.de/resource/blob/976546/c6bbc313b85b051a99f3aef379b49e37/20-4-331-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/976546/c6bbc313b85b051a99f3aef379b49e37/20-4-331-data.pdf
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Etat für Integration und Migration im Bundeshaus-
halt 2024  
Der Kabinettsvorlage des Regierungsentwurfs für 
den Bundeshaushalt 2024 und den Finanzplan bis 
2027 ist zu entnehmen, dass für das Jahr 2024 für die 
Bereiche Integration und Migration (inklusive der 
Ausgaben für das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge) sowie Minderheiten und Vertriebene 
rund 2,03 Mrd. € vorgesehen sind. Insbesondere für 
die Integrationskurse sollen zusätzlich 380 Mio. € be-
reitgestellt werden. Zudem ist einer E-Mail der Grü-
nen Abgeordneten Awet Tesfaiesus, Filiz Polat und 
Schahina Gambir vom 17.11.2023 u. a. zu entnehmen, 
dass bei den Migrationsberatungsstellen für erwach-
sene Zuwandererinnen der Etat im bisherigen Haus-
haltsentwurf um 20 Mio. Euro auf 77,5 Mio. Euro auf-
gestockt worden sei. Für die Jugendmigrationsdienste 
(JMD) sollen weitere 10,05 Mio. Euro bereitstellt wer-
den. Bei den Psychosozialen Zentren (PSZ's) soll in 
den Haushaltsberatungen der geplante Etat um 6 
Mio. Euro aufgestockt werden. Insgesamt sollen die 
PSZ’s 2024 13,139 Mio. Euro erhalten. Zudem soll der 
Etat für die Asylverfahrensberatung gegenüber dem 
Vorjahr um 5 Mio. Euro auf 25 Mio. Euro steigen.  
 
Kleine Anfrage zu Abschiebungen nach Mauretanien 
Vor dem Hintergrund der Abschiebung eines Mannes 
im Juli 2023 aus Wuppertal nach Mauretanien, über 
die das Projekt „Abschiebungsreporting NRW ge-
meinsam mit verschiedenen Organisationen berich-
tete, stellten Abgeordnete der Linken auf Bundes-
ebene eine Kleine Anfrage zu Abschiebungen nach 
Mauretanien, auf die die Bundesregierung am 
31.10.2023 antwortete (Drucksache: 20/9025). Die 
Bundesregierung verweist darauf, dass sie zu Einzel-
fällen grundsätzlich keine Stellung nimmt, da die Zu-
ständigkeit für die Durchführung von Abschiebungen 
bei den Ländern liegt. Sie informiert darüber, dass seit 
dem Jahr 2015 insgesamt vier Abschiebungen nach 
Mauretanien vorgenommen wurden. Im Jahr 2022 
sind insgesamt 44 und bis zum 31.08.2023 24 Asylan-
träge von mauretanischen Staatangehörigen gestellt 
worden. 2022 wurde über 23 Asylanträge entschie-
den: eine Person erhielt Flüchtlingsschutz, vier Asyl-
anträge wurden abgelehnt und 18 galten als ander-
weitig erledigt. Im Jahr 2023 wurde bis Ende August 
über 26 Asylanträge entschieden: vier Personen er-
hielten eine Asylberechtigung, eine Person subsidiä-
ren Schutz, 10 Anträge wurden abgelehnt und 11 gal-
ten als anderweitig erledigt. Nach Angabe der Bun-

desregierung leben aktuell 853 mauretanische Staats-
angehörige in Deutschland, davon 106 mit einer Nie-
derlassungserlaubnis, 391 mit einer Aufenthaltser-
laubnis, 74 mit einer Aufenthaltsgestattung und 78 
mit einer Duldung. 204 fallen unter die Kategorie 
„Sonstiges“. 
 
Kleine Anfrage zum Rückgriff auf das türkische Infor-
mationssystem UYAP in Asylverfahren 
Einer Antwort der Bundesregierung (Drucksache: 
20/8517) auf eine Kleine Anfrage Abgeordneter der 
Linken vom 27.09.2023 sind Informationen zum Rück-
griff auf das Informationssystem UYAP, einer Daten-
bank des Onlineportals e-Devlet der türkischen Regie-
rung, in Asylverfahren zu entnehmen. In ihrer Vorbe-
merkung zur Kleinen Anfrage beziehen sich die Abge-
ordneten auf die Einschätzung zweier Rechtsanwälte, 
nach der durch Jahresberichte des Auswärtigen Am-
tes (AA) über die asyl- und abschiebungsrelevante 
Lage in der Türkei der Eindruck geweckt worden sei, 
dass asylrelevante Nachweise wie Informationen 
über anhängige Strafverfahren, Aktenzeichen oder 
Verhandlungstage über das UYAP-System für Privat-
nutzende frei zugänglich seien. Dies habe zur Folge, 
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) und Verwaltungsgerichte mittlerweile die Ge-
währung von Flüchtlingsschutz für Asylsuchende aus 
der Türkei oft davon abhängig machen würden, ob 
diese mittels Zugriffs auf das UYAP-System Nachweise 
über Verfolgungshandlungen des türkischen Staates 
vorlegen könnten. Laut der Anwälte sei der Zugang zu 
UYAP jedoch entgegen der Darstellung des AA an 
hohe Voraussetzungen geknüpft, die insbesondere 
Asylsuchende während des Asylverfahrens oftmals 
nicht erfüllen könnten. Unter anderem sei eine Re-
gistrierung bzw. der Login im e-Devlet-System nur 
durch eine Kontaktaufnahme zu türkischen Behörden 
bzw. zu einer türkischen Auslandsvertretung möglich, 
die Asylsuchenden nicht grundsätzlich zumutbar sei. 
In ihrer Antwort führt die Bundesregierung u. a. aus, 
dass ein Vorsprechen bei einer türkischen Auslands-
vertretung nur bei möglicher staatlicher Verfolgung 
unzumutbar ist. Wenn die vorgetragene Gefährdung 
hingegen ausschließlich durch nichtstaatliche Akteu-
rinnen erfolgt, kann das Vorsprechen bei der Aus-
landsvertretung zumutbar und von den Mitwirkungs-
pflichten der Antragstellerin im Asylverfahren nach § 
15 AsylG umfasst sein. Des Weiteren erläutert sie, 
dass Nachweisen aus UYAP allenfalls anteilige Be-
weiskraft zukommt. Die Nichtvorlage von Dokumen-
ten dieses Systems allein führe nicht dazu, dass die 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Oeffentliche-Finanzen/Bundeshaushalt/kabinettvorlage-regierungsentwurf-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.abschiebungsreporting.de/katholischer-konvertit-landet-nach-abschiebung-aus-wuppertal-in-mauretanien-mit-hoher-wahrscheinlichkeit-im-gefaengnis-auf-konversion-droht-die-todesstrafe/
https://www.abschiebungsreporting.de/katholischer-konvertit-landet-nach-abschiebung-aus-wuppertal-in-mauretanien-mit-hoher-wahrscheinlichkeit-im-gefaengnis-auf-konversion-droht-die-todesstrafe/
https://dserver.bundestag.de/btd/20/090/2009025.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/085/2008517.pdf


Schnellinfo 11/2023 Flüchtlingsrat NRW e.V. Seite 10 von 14 
  

Flüchtlingsrat NRW e.V., Wittener Str. 201, D-44803 Bochum, Tel.: 0234/5873156, Fax: 0234/587315-75 
E-Mail: info@frnrw.de, Homepage: www.frnrw.de 

Bankverbindung: Bank für Sozialwirtschaft, Köln, IBAN: DE56370205000008054101 

Glaubhaftigkeit des Asylvorbringens in Frage gestellt 
wird. Der Antwort können zudem die Anzahl der Asyl-
anträge von Türkinnen und Kurdinnen aus der Türkei 
sowie die Entscheidungen und die Schutzquoten für 
das Jahr 2022 und das erste Halbjahr 2023 entnom-
men werden. Im Jahr 2022 wurden 20.400 Asylan-

träge von Kurdinnen und 3.992 von Türkinnen ge-
stellt. Für Kurdinnen betrug die Gesamtschutzquote 
2022 8,2 %, für Türkinnen 73,7 %. Bis zum 30.06.2023 
stellten insgesamt 16.594 Kurdinnen (Gesamt-
schutzquote: 4,7 %) und 2.735 Türkinnen (Gesamt-
schutzquote: 59,9 %) einen Asylantrag in Deutsch-
land.  

Nordrhein-Westfalen 

Abschiebungsreporting NRW übt Kritik am „Rück-
führungsverbesserungsgesetz“ 
In einer Pressemitteilung vom 07.11.2023 hat das 
Projekt Abschiebungsreporting NRW gemeinsam mit 
dem Republikanischen Anwältinnenverein und dem 
Komitee für Grundrechte und Demokratie den am 
25.10.2023 vom Bundeskabinett verabschiedeten 
Entwurf zum „Rückführungsverbesserungsgesetz“ 
scharf kritisiert. Die Verfasserinnen bemängeln vor al-
lem weitreichende Eingriffe in Grundrechte, wie die 
Ausweitung der Inhaftierungsmöglichkeiten, Erweite-
rung von Befugnissen zur Durchsuchung von Privat-
räumen und Nichtankündigung von Abschiebungen. 
Die im Rahmen des Gesetzgebungsverfahrens zur 
Verfügung gestellte, viel zu knapp bemessene, Stel-
lungnahme-Frist von 48 Stunden verdeutliche zudem, 
dass eine fachliche Auseinandersetzung mit Expertin-
nen seitens der Bundesregierung nicht erwünscht ge-

wesen sei. Die Verfasserinnen fordern eine grundle-
gende Umkehr in der Migrationspolitik und betonen 
die Notwendigkeit einer menschenrechtskonformen 
Politik. 

 
Elftes Gesetz zur Änderung des FlüAG NRW 
Der Landtag Nordrhein-Westfalen hat am 25.10.2023 
das Elfte Gesetz zur Änderung des Flüchtlingsaufnah-
megesetzes beschlossen. Dadurch wird ab dem 
01.12.2023 die Zuweisung in Gemeinden, auf deren 
Gebiet eine Aufnahmeeinrichtung des Landes betrie-
ben wird, um 100 Prozent der Anzahl der dort vorge-
sehenen Aufnahmeplätze vermindert. Die Landesre-
gierung soll die Auswirkungen dieser Maßnahme eva-
luieren und dem Landtag bis spätestens 31.12.2027 
dazu Bericht erstatten. Das Gesetz ist am 26.10.2023 
in Kraft getreten. 

 

Rechtsprechung und Erlasse 

BVerwG: Kein abgeleiteter Flüchtlingsschutz für Fa-
milie von in Deutschland geborenem Kind 
Laut einer Pressemitteilung des Bundesverwaltungs-
gerichts (BVerwG) vom 15.11.2023 hat dieses mit Ur-
teil (Az.: 1 C 7.22) vom gleichen Tag entschieden, dass 
drittstaatsangehörige Familienangehörige eines in 
Deutschland geborenen und als Flüchtling anerkann-
ten Kindes keinen abgeleiteten Flüchtlingsschutz 
nach § 26 AsylG beanspruchen können. Die somali-
schen Klägerinnen hatten Asylfolgeanträge gestellt, 
nachdem ihrer in Deutschland geborenen Tochter 
bzw. Schwester die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt 
worden war. Laut BVerwG muss die Familie ein-
schließlich der Stammberechtigten bereits im Her-
kunfts- bzw. Verfolgerstaat bestanden haben, damit 
Eltern und Geschwister einen abgeleiteten Flücht-
lingsschutz erhalten können.  
 

Erlass NRW: Kirchenasyl in Dublin-Fällen 
Am 09.11.2023 hat das Ministerium für Kinder, Ju-
gend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration 
(MKJFGFI) des Landes Nordrhein-Westfalen einen 
neuen Erlass zum Kirchenasyl in Dublin-Fällen veröf-
fentlicht. Das MKJFGFI betont, dass die Zuständigkeit 
für die Entscheidung über eine mögliche zwangsweise 
Beendigung des Kirchenasyls mit Dublin-Bezug wei-
terhin beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) liegt, die Ausländerbehörden somit lediglich 
die Abschiebungsanordnung des BAMF vollziehen. Im 
Kirchenasyl müssen aufenthaltsbeendende Maßnah-
men durch die Ausländerbehörden ausgesetzt wer-
den, bis das BAMF nach erneuter Prüfung entschei-
det, dass es von seinem Selbsteintrittsrecht keinen 
Gebrauch macht. Die Ausländerbehörde ist nur ver-
pflichtet, eine Überstellung aus dem Kirchenasyl vor-

https://www.abschiebungsreporting.de/geplantes-neues-abschiebegesetz-schraenkt-grundrechte-von-betroffenen-weiter-massiv-ein/
https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMG18-30.pdf
https://www.bverwg.de/pm/2023/87
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Kirchenasyl/231109_MKJFGFI_Erlass_Kirchenasyl_in_Dublin-Fa__llen.pdf
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zunehmen, wenn das BAMF dies ausdrücklich anord-
net. Eine solche Aufforderung erfolgt nicht durch die 
Übermittlung allgemeiner Modalitätenschreiben 
oder durch die Mitteilung des negativen Abschlusses 
des sogenannten Härtefalldossierverfahrens. Die Aus-
länderbehörden sollen in allen Kirchenasylfällen das 
direkte Gespräch mit der örtlichen Kirchengemeinde 
suchen, um eine einvernehmliche Beendigung des 
Kirchenasyls anzustreben. 
 
Erlass NRW: Unzumutbarkeit der Beschaffung neuer 
afghanischer Reisepässe  
Nach einem jetzt bekannt gewordenen Erlass des Mi-
nisteriums für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, 

Flucht und Integration (MKJFGFI) vom 23.05.2023 ist 
die Beschaffung neuer afghanischer Reisepässe auf 
absehbare Zeit nicht möglich und daher nicht zumut-
bar. Afghanische Staatsangehörige, die nicht über ei-
nen Schutzstatus sowie einen Reiseausweis für 
Flüchtlinge verfügen oder bei denen die Verlängerung 
des afghanischen Passes nicht in Betracht kommt, er-
füllen ihre Passpflicht nach § 3 AufenthG auch mit ei-
nem Ausweisersatz. Im Erlass finden sich auch Erläu-
terungen zur Möglichkeit der Ausstellung eines Reise-
ausweises für Ausländerinnen für afghanische Staats-
angehörige. 
 

Zahlen und Statistik 

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Oktober 2023  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 08.11.2023 die Asylgeschäftsstatis-
tik für Oktober 2023 veröffentlicht. Im letzten Mo-
nat wurden insgesamt 33.513 Asylanträge gestellt, 
davon 31.887 Erstanträge und 1.626 Folgeanträge. 
Die Zahl der Asylerstanträge stieg damit im Ver-
gleich zum Vormonat September um 14,3 % und im 
Vergleich zum Vorjahresmonat um 33,3 % an. 
Hauptherkunftsländer waren Syrien mit 10.678 Er-
stanträgen (+9,8 % im Vergleich zum Vormonat 
und +19,0 % im Vergleich zum Vorjahresmonat), 
die Türkei mit 9.692 Erstanträgen (Vormonat: 
+50,5 %, Vorjahresmonat: +191,6 %) und Afghanis-
tan mit 3.808 Erstanträgen (Vormonat: -0,9 %, Vor-
jahresmonat: +3,4 %). Insgesamt hat das BAMF im 
Oktober über die Asylanträge von 22.998 Personen 
(20.914 Erst- und 2.084 Folgeanträge) entschieden. 
Die (unbereinigte) Gesamtschutzquote für alle Her-
kunftsländer lag in diesem Zeitraum bei 51,9 %. Für 
Syrien und Afghanistan lag die Schutzquote im bis-
herigen Berichtsjahr jeweils bei 87,0 % und für die 
Türkei bei 14,0 %. Von Januar bis Oktober 2023 
nahm das BAMF insgesamt 286.638 Asylanträge 
(267.384 Erst- und 19.254 Folgeanträge) entgegen.  
 
Kleine Anfrage zu Dublin-Verfahren 2023 
In ihrer Antwort (Drucksache: 20/9067) vom 
02.11.2023 auf eine Kleine Anfrage Abgeordneter 
der Linken gibt die Bundesregierung ergänzende 
Informationen zu Dublin-Verfahren für den Zeit-
raum von Januar bis August 2023. In dieser Zeit 

hat Deutschland insgesamt 54.803 Übernahmeer-
suchen (ÜE) an die Mitgliedstaaten gestellt. Die 
meisten ÜE wurden von Januar bis August 2023 an 
Italien mit 12.452 ÜE gestellt, gefolgt von Kroatien 
mit 10.576 ÜE, Österreich mit 5.758 ÜE und Bulga-
rien mit 5.347 ÜE. Die am stärksten betroffenen 
Herkunftsländer waren Afghanistan (12.109 ÜE), 
Syrien (11.590 ÜE), die Türkei (5.341 ÜE) und 
Russland (4.067 ÜE). Insgesamt wurden in diesem 
Zeitraum 16.940 ÜE durch Mitgliedstaaten abge-
lehnt, davon u. a. 3.139 aufgrund von Artikel 18 
Absatz 1 Buchstabe b, 1.706 aufgrund von Artikel 
19 Absatz 2 und 1.649 aufgrund von Artikel 8 Ab-
satz 4 der Dublin-III Verordnung. In 3.348 Fällen 
handelte es sich nicht um einen Dublin-Fall, in 
1.192 Fällen erfolgte keine Antwort innerhalb der 
Frist und in 2.607 Fällen wurde auf die Zuständig-
keit eines anderen Mitgliedstaates verwiesen. Bis 
August 2023 erteilte der angefragte Mitgliedstaat 
bei 38.631 ÜE seine Zustimmung. Insgesamt er-
folgten in diesem Zeitraum 3.371 Überstellungen 
von Deutschland in andere Mitgliedstaaten, die 
meisten davon nach Österreich (1.134), gefolgt 
von Frankreich (347), Spanien (338) und Polen 
(277). Insgesamt 24.192 Überstellungen sind bis 
August 2023 gescheitert. Dafür werden unter-
schiedliche Gründe angeführt, u. a.: in 5.296 Fäl-
len lag es an dem zuständigen Mitgliedstaat, in 
5.060 Fällen waren die Ausländerbehörden ver-
antwortlich, in 2.964 Fällen war die Betroffene un-
tergetaucht und in 2.307 Fällen scheiterte die 
Überstellung aus organisatorischen Gründen.  

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Afghanistan/Erlass_Afghanistan_Unzumutbarkeit_Passbeschaffung_20230523.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-oktober-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-oktober-2023.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://dserver.bundestag.de/btd/20/090/2009067.pdf
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Materialien 

Bedeutung institutioneller Rahmenbedingungen 
für die Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 
Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB) informierte in einem Artikel vom 26.10.2023 
auf Basis von Ergebnissen verschiedener Studien 
und Befragungen über die Arbeitsmarktintegration 
von Flüchtlingen in Deutschland und hob dabei be-
sonders die institutionellen Unterschiede für ukra-
inische Schutzsuchende im Vergleich zu anderen 
Flüchtlingsgruppen hervor. Sie hätten deutlich 
günstigere Voraussetzungen für den Zugang zum 
Arbeitsmarkt, da sie u. a. kein langwieriges Asylver-
fahren durchlaufen müssten, seltener in Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht und durch ih-
ren SGB II-Bezug direkt in die Förderstruktur der 
Jobcenter integriert würden. Auch die durch die 
Verlängerung des vorübergehenden Schutzes er-
höhte Planungssicherheit führe zu einer besseren 
(Arbeitsmarkt)Integration, denn von längeren Pla-
nungshorizonten würden sowohl die Investitionen 
der Betroffenen in Integrations- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen als auch die der Unternehmen 
in Beschäftigungsverhältnisse abhängen. Andere 
Gruppen Schutzsuchender sähen sich hingegen mit 
institutionellen Hürden wie Beschäftigungsverbo-
ten im Asylverfahren und dem Wechsel zwischen 
Zuständigkeiten von Arbeitsagenturen und Jobcen-
tern konfrontiert, wodurch die Arbeitsmarktin-
tegration erschwert werde. Abschließend wird zu-
dem darauf hingewiesen, dass die Herausforderun-
gen bei der Arbeitsmarktintegration für geflüch-
tete Frauen, auch solchen aus der Ukraine, insbe-
sondere mit Kindern, deutlich größer sind als die 
männlicher Flüchtlinge. 
 
Umfrageergebnisse zur kommunalen Unterbrin-
gung  
Der Mediendienst Integration und die Forschungs-
gruppe Migrationspolitik der Universität Hildes-
heim haben in der Studie „Am Limit? – Kommunale 
Unterbringung von Geflüchteten“ (Stand: Novem-
ber 2023) die Ergebnisse einer bundesweiten On-
line-Umfrage zur Flüchtlingsaufnahme, die zwi-
schen dem 04.10 und 20.10.2023 in über 600 Kom-
munen durchgeführt wurde, veröffentlicht. Die 
Auswertung der Befragung zeige, dass etwa 60 % 
der Kommunen die aktuelle Lage als „herausfor-

dernd, aber (noch) machbar“ wahrnehmen wür-
den, während 40 % von einer „Überlastung“ be-
richten oder sich „im Notfallmodus“ sehen wür-
den. Rund 45 % der Kommunen würden zurzeit 
Notunterkünfte, vor allem Container, nutzen. 
Keine großen Unterschiede bei der Einschätzung 
der Belastung gebe es hinsichtlich der Größe der 
Kommunen. Unterschiedliche Einschätzungen wür-
den sich jedoch hinsichtlich der Funktion der be-
fragten Personen zeigen. Bürgermeisterinnen oder 
Landrätinnen hätten die Lage tendenziell negativer 
bewertet, so würden 53 % von ihnen die eigene 
Kommune als „überlastet“ einschätzen. Bei Mitar-
beitenden der Fachabteilungen sei dies nur bei 
37,5 % der Fall gewesen. Ein überraschendes Er-
gebnis der Umfrage sei, dass rund 90 % der kleine-
ren Kommunen und 80 % der größeren Städte und 
Landkreise angegeben hätten, Flüchtlinge in ange-
mieteten Wohnungen unterzubringen. Dabei sei 
indes z. B. möglich, dass sich mehrere Familien eine 
Wohnung teilen müssten. Die Umfrage zeige zu-
dem, dass rund ein Drittel der Kommunen neben 
der Unterbringung auch die Kindertagesstätten 
und die allgemeine Verwaltung als „überlastet, im 
Notfallmodus“ wahrnehmen würden. Als hilfreich 
bei der Bewältigung der Unterbringung würden die 
Kommunen eine Begrenzung der Zuwanderung, 
eine bessere Finanzierung der kommunalen Flücht-
lingsaufnahme sowie eine Unterstützung bei der 
Unterbringung, dabei insbesondere Vereinfachun-
gen bei gesetzlichen Vorschriften, eine stärkere 
Verantwortung von Bund und Land für Unter-
künfte, aber auch eine Förderung des sozialen 
Wohnungsbaus, ansehen.  
 
Kurzstudie zu Möglichkeiten der Aufenthaltssi-
cherung nach ablehnender Asylentscheidung  
Das BAMF-Forschungszentrum hat im Rahmen ei-
ner Machbarkeitsstudie zur Im-/Mobilität ausreise-
pflichtiger Personen in Deutschland (MIMAP) eine 
Kurzanalyse mit dem Titel „Wege aus der Ausreise-
pflicht nach ablehnender Asylentscheidung“ veröf-
fentlicht. Darin werden die aufenthaltsrechtlichen 
Verläufe von Personen, die im Zeitraum 2013 bis 
2022 in Deutschland einen Asylantrag gestellt und 
keinen Schutz erhalten haben, untersucht. Die Ana-
lyse basiert auf Daten des Ausländerzentralregis-

https://www.iab-forum.de/institutionelle-rahmenbedingungen-sind-fuer-die-arbeitsmarktintegration-von-gefluechteten-von-grosser-bedeutung/
https://mediendienst-integration.de/fileadmin/Dateien/Universitaet_Hildesheim_Mediendienst_Integration_Umfrage_Fluechtlingsunterbringung_in_den_Kommunen.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse1-2023-mimap.html
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ters (AZR) und soll Erkenntnisse zu Motiven, Per-
spektiven und Handlungsspielräumen Betroffener 
liefern, die mit den drei Optionen Verbleib, Rück-
kehr und Weiterwanderung in Verbindung stehen. 
Die Ergebnisse würden u. a. zeigen, dass Personen 
mit Ausreisepflicht häufig den Weg der freiwilligen 
Ausreise gewählt oder eine rechtmäßige Aufent-
haltserlaubnis erreicht hätten. Die Wahrscheinlich-
keit für beide Wege aus der Ausreisepflicht habe 
bei jeweils 34 % gelegen, wobei die freiwillige Aus-
reise in den ersten zwei Jahren nach Eintritt der 
Ausreisepflicht am wahrscheinlichsten gewesen 
sei. Die häufigsten erteilten Aufenthaltserlaubnisse 
für ausreisepflichtige Personen mit ablehnender 
Asylentscheidung seien diejenigen nach § 25a und 
§ 25b AufenthG, die erst nach mehreren Jahren in 
der Ausreisepflicht gewährt würden.  
 
Positionspapier zur Weiterentwicklung des 
Staatsangehörigkeitsrechts 
Der Sachverständigenrat für Integration und Mig-
ration (SVR) hat ein Positionspapier (Stand: No-
vember 2023) zum von der Bundesregierung im 
August 2023 vorgelegten Gesetzentwurf zur Mo-
dernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts (StAR-
ModG-E), der ab dem 01.12.2023 im Bundestag be-
raten werden soll, veröffentlicht. Der SVR sieht im 
Entwurf das Potenzial, die Einbürgerungszahlen in 

Deutschland nachhaltig zu erhöhen. Er betont, dass 
die geplante Reform durch die Verkürzung von Auf-
enthaltsfristen und die Zulassung der Mehr-
staatigkeit Einbürgerungshürden abbauen könnte. 
Der SVR empfiehlt, daran festzuhalten, dass ein Be-
zug von Sozialleistungen dann kein Einbürgerungs-
hindernis ist, wenn die Antragstellende die Um-
stände für deren Inanspruchnahme nicht selbst zu 
vertreten hat. Um die erleichterte Einbürgerung er-
folgreich umzusetzen, besteht laut SVR die Not-
wendigkeit einer adäquaten Vorbereitung und 
Ausstattung der Einbürgerungsbehörden. 
 
Merkblatt für die Kirchenasyl-Bewegung  
Die Ökumenische Bundesarbeitsgemeinschaft Asyl 
in der Kirche hat ein Merkblatt „Hände weg vom 
Kirchenasyl“ (Stand: November 2023) veröffent-
licht, mit dem als Reaktion auf die mehrfachen 
Räumungen und Androhungen von Abschiebun-
gen aus dem Kirchenasyl diesbezügliche Erfahrun-
gen geteilt und Informationen vermittelt werden. 
Unter anderem wird in der Kirchenasyl-Bewegung 
Tätigen empfohlen, sich bereits im Vorfeld bzw. zu 
Beginn eines Kirchenasyls zu informieren, welche 
Ansprechpartnerinnen bei Androhung der Räu-
mung eines Kirchenasyls um Unterstützung gebe-
ten werden können. 

Termine 

Veranstaltung, 01.12. - 03.12.2023, Institut für Kirche und Gesellschaft: „Asylpolitisches Forum 2023“, am 
01.12. ab 17:30 Uhr bis zum 03.12. um 13:00 Uhr in Schwerte. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Online-Seminar, 05.12.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Argumentieren gegen Stammtischparolen“, 17:00 - 20:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Veranstaltung, 05.12.2023, Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: „Morgen wird es schlimmer sein. Als übermorgen. 
Mit Dmitri Muratow, Journalist und Friedensnobelpreisträger 2021“, 18:00 - 20:00 Uhr in Bonn. Weitere In-
formationen und Anmeldung hier. 
 
Veranstaltung, 06.12.2023, Stiftung Mercator: „Mercator Lecture mit Navid Kermani und Eva Menasse Nah-
ost in Brand: Konsequenzen für die Region und für Europa“, 19:00 - 20:30 Uhr in Essen. Anmeldung hier. 
 
Online-AG, 07.12.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Umgang mit Ausländerbehörden“, 17:30 - 19:00 Uhr. Weitere In-
formationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Veranstaltung, 08.12. - 09.12.2023, Institut für Kirche und Gesellschaft: „XXXVII. Afghanistan-Tagung: Realitä-
ten ernstnehmen - Verantwortung übernehmen - Verbindungen stärken?“, am 08.12. ab 14:00 Uhr bis zum 
09.12. um 18:00 Uhr in Schwerte. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  

https://www.svr-migration.de/wp-content/uploads/2023/11/SVR-Positionspapier-StAG.pdf
https://www.kirchenasyl.de/wp-content/uploads/2023/11/11_23-Merkblatt-Raeumungen-final-.pdf
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/asylpolitisches-forum-2023-2023-12-01-173000-4124/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/05122023-online-seminar-argumentieren-gegen-stammtischparolen.html
https://www.fes.de/geschichte/veranstaltungen/willy-brandt-vortrag/willy-brandt-vortrag-2023
https://forms.office.com/pages/responsepage.aspx?id=ziMvGp79fk6ICnE4E9H0aVE6vVfimTBLqGBsCCxdu2xURjJMRDI3OE5PMFVRNUlLVTZXWUpYQlJaUC4u
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/07122023-online-ag-umgang-mit-auslaenderbehoerden.html
https://www.kircheundgesellschaft.de/veranstaltungen/xxxvii-afghanistan-tagung-realitaeten-ernstnehmen-verantwortung-uebernehmen-verbindungen-staerken-2023-12-08-140000-4182/
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Workshop, 09.12.2023, communia und BUNDJugend: „Öffentlicher Luxus“, 11:00 - 16:00 Uhr in Köln. Weitere 
Informationen hier. 
 
Veranstaltung,10.12.2023, Staatskanzlei NRW: „Russlands Krieg gegen die Ukraine - Kriegsverbrechen doku-
mentieren, verfolgen, verurteilen“, 17:00 - 18:30 Uhr in Bonn. Anmeldung hier. 
 
Online-Veranstaltung, 11.12.2023, Flüchtlingsrat NRW: „(Politische) Öffentlichkeitsarbeit für Ehrenamtli-
che“, 17:30 - 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Austausch, 12.12.2023, Flüchtlingsrat NRW: „Möglichkeiten der Aufenthaltssicherung für Gedul-
dete“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Online-Veranstaltung, 13.12.2023, Friedrich-Ebert-Stiftung e. V.: „Familienbilder und Migrationskontrolle in 
der Bundesrepublik seit den 1950er Jahren“, 17:00 - 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Seminar, 15.12.2023, agisra e. V.: „Rassismuskritische Haltung“, 10:00 - 13:00 Uhr in Köln. Weitere Informati-
onen und Anmeldung hier. 
 
Online-Seminar, 18.12.2023, agisra e. V.: „Schutz vor Zwangsverheiratung und patriarchaler Gewalt. Mäd-
chen* und Frauen* im Spannungsfeld zwischen Familie und Selbstbestimmung“, 10:00 - 15:30 Uhr. Weitere 
Informationen und Anmeldung hier. 
 
Fachtagung, 18.01. - 19.01.2024, Institut für Kirche und Gesellschaft: „Teilhabe trotz Duldung? 
Stadt gestalten, Zugänge öffnen, Aufenthalt sichern“, am 18.01. ab 12:30 Uhr bis zum 19.01. um 12:30 Uhr in 
Düsseldorf. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://calendar.google.com/calendar/event?eid=MnEwODE2ajlvZXRtbzRrcGhqbzlqNTlmc2MgOTVhY2J2aTljNjB2anY0bWdwb3M4bTFuOWNAZw&ctz=Europe/Berlin
https://event.bonn.de/event.php?vnrtoken=JNeI7PQAbERby65KvvyCmaXxC7Qcuo57yT1QQ0rxocC33A5JwZzBlPs1kQLjEdcBQHnTeelH2LtlDkgpOfNdkULscaneo9xviqJq2RBkl9/tyNeVYblfdYIuHe5EyUZRIaT0JVoIrlnAjhf1mDSipFWX1owG5SifrSqSLKme9hBbKCptpWkisu4bHM1DlvkrGoav3CK0afhUIbUZB3lYVIDXW05Eh3CdE9SKGBKcLw53Mi8S/MjuXqq63m4LjuxRV2r3WOdYh14fX6dZlENr198vYL8hEIM1FtUnSBDj2KrnK10F4ItYb7Mq6RiljbV/ub580OjMn/whtpswWiCdVGZZCjIDBNqeIbX3OxIsmZWjZAviC/c5EsbMaOdko3yZe7szHltZuHFkGz5M2jVxKJZP9gSpMO6pvx1jXLh22w8HKEFVK1nOiPw21OH1SxYa/Q==
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/11122023-online-veranstaltung-politische-oeffentlichkeitsarbeit-fuer-ehrenamtliche.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/12122023-online-austausch-moeglichkeiten-der-aufenthaltssicherung-fuer-geduldete.html
https://www.fes.de/geschichte/veranstaltungen/familienbilder-und-migrationskontrolle
https://agisra.org/events/multiplikatorinnen-seminar-rassismuskritische-haltung/
https://agisra.org/events/online-fortbildung-schutz-vor-zwangsverheiratung-und-patriarchaler-gewalt/
https://soz-kult.hs-duesseldorf.de/forschung/forschungsaktivitaeten/forschungsprojekte/teilhabe-trotz-duldung

